


verantwortliche konzertierte Aktion unter Einbin­
dung der sich vor der Verantwortung drückenden 
Regier:ung" zu brechen. 
Sozialstaatliche Leistungen sollen „i_n Erkenntnis 
der Grenzen des Sozialstaates" durch „ein Überprü­
fung des Leistungskataloges" nur noch die erhalten, 
die zur „Leistungsgemeinschaft aller Arbeitenden" 
gehören und deren „sozialer Anspruch ... wieder in 
Wechselbeziehung zur eigenen Leistung" steht. 
Charakteristisch ist auch das Verhältnis der Repu­
blikaner zur deutschen Geschichte: ,,Auch die von 
der Union geführte Regierung fixierte die deutsche 
Vergangenheit weiterhin auf 12 Jahre nationalisti­
scher Herrschaft. Sie tut nichts, um mit der Entkri­
minalisierung deutscher Kultur, Geschichte und ih­
rer Menschen zu beginnen. Die Kriegspropaganda 
der Siegermächte ist in unsere Geschichtsbücher 
eingegangen, und ihre Übertreibungen und Fäl­
schungen müssen von der Jugend weitgehend ge­
glaubt werden, da eine objektive Geschichtsschrei­
bung immer noch nicht in vollem Umfang ermög­
licht wird." 
Es mag sein, daß die Wahlerfolge der „Republika­
ner" und NPD nicht Ausdruck eines gesellschaftli­
chen Rechtsrucks sind, ist doch rechtsradikales 
Wählerpotential auch nach 1945 stets bei uns vor­
handen gewesen. Im Jahre 1981 z.B. ermittelte die 
„Sinus-Studie", daß 13 % der bundesdeutschen 
Wählerinnen und Wähler ein „konsistentes rechts­
extremes Weltbild" hätten, ein Wählerpotential, das 
auf „law and order" -Parolen, auf ökonomische Sta­
tusverunsicherung und vermeintliche Außenbedro­
hung reagiert. Nur ist es gerade CDU/CSU in der 
Regel besser gelungen, diese Wähler zu „integrie­
ren" . In der Zeit des „Kalten Krieges" und der Op­
position gegen die sozial-liberale Regierung mit ih­
rer Entspannungspolitik nach Osten war dies sicher­
lich leichter als in der heutigen Zeit der Regierungs­
verantwortung mit ständig sich vergrößernden sozia­
len Ungleichheiten, Massenarbeitslosigkeit, Abbau 
von Sozialleistungen, Wohnungsnotstand, Auslän­
der- , Übersiedler- und Asylantenproblematik . 
So sind die Hauptgründe heute für die Erfolge der 
Rechtsradikalen sozialpolitischer Natur. 
Die 70-iger Jahre brachten allen entwickelten kapi­
talistischen Ländern einen Bruch der wirtschaftli­
chen Entwicklung. Ölkrise und Weltwirtschaftskrise 
1974/75 bedeuteten das Ende des scheinbar regel­
mäßigen, stetigen stabilen Wachstums. Das Konzept 
der „sozialen Marktwirtschaft", die Investitionstä­
tigkeit dem Kapital zu überlassen und sozialen Pro­
blemen durch staatliche Umverteilungsmaßnahmen 
zu begegnen, stieß an seine Grenzen. Die Fortset­
zung dieser Politik bei gleichzeitiger Stagnation 
führte zwangsläufig zu steigender Steuerbelastung, 
Staatsverschuldung und Inflation. 
Die Politik begegnete dieser Entwicklung durch eine 
Unterordnung der Gesellschaft unter die „Gesetze 
des Marktes". Die Wende 1982/83 war dafür signi­
fikant. 
Eine Politik verstärkten Sozialabbaus und von An­
griffen auf Arbeitnehmerrechte begann. ,,Tabukata­
log" der Arbeitgeber, massive Parteinahme der Re­
gierenden in Tarifrunden und Arbeitskämpfen zu­
gunsten der Arbeitgeber, die Novellierung des§ 116 
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AFG, das „Beschäftigungsförderungsgesetz", der 
Abbau von Mitbestimmung, die „Gesundheitsre­
form", ,,Steuerreform" und „Rentenreform" kenn­
zeichnen diese Entwicklung, die zu einer einschnei­
denden Verschlechterung der Lebensbedingungen 
und Zukunftsperspektiven eines großen Teils der 
Bevölkerung führte. 
Parallel dazu wurde ideologisch und politisch die 
Akzeptanz dieser Maßnahmen vorbereitet und an­
gestrebt. Sozial schwache und ethnische Minderhei­
ten wurden diskriminiert. Sozialhilfeempfängern 
und Asylsuchenden wurde Schmarotzertum vorge­
worfen, Arbeitslose als Drückeberger diffamiert. 
Mit Begriffen wie „Wirtschaftsasylanten", ,,Asylan­
tenflut" und „Ausländerkriminalität" Fremdenhaß 
geschürt. 
Diese Ausgrenzung gesellschaftlicher Gruppen und 
die ihnen zugewiesene „Sündenbockfunktion" hat 
unmittelbar zum Anwachsen rechtsradikaler Kräfte 
beigetragen. Die Durchlöcherung des für die Demo­
kratie unabdingbaren Gleichheitsprinzips hat den 
Boden für antidemokratische Lösungsstrategien von 
rechts bereitet. Bezeichnenderweise stellt die politi­
sche Rechte den Kampf gegen das Gleichheitsprin­
zip in den Mittelpunkt ihres antidemokratischen 
Handelns. 
Vornehmlich die großen Parteien sind zum Umden­
ken gefordert, die sich aber in Verkennung der Ent­
wicklung seit Beginn der 80-iger Jahre fast aus­
schließlich um die politische Mitte gekümmert ha­
ben. Daher macht es sich die SPD zu einfach, die In­
tegration des rechten Wählerpotentials an CDU/ 
CSU zu verweisen, wenn gleichzeitig festzustellen 
ist, daß auch aus dem Lager der SPD Wähler zu den 
Rechtsradikalen abwandern und die SPD trotz so­
zialer Unzufriedenheit nur geringe Wählergewinne 
zu verzeichnen hat. 
Der von „Republikanern" und NPD ausgehenden 
Gefahr kann daher auch nur dann begegnet werden, 
wenn sich alle demokratischen Kräfte unseres Lan­
des - wie vom DGB bereits gefordert - in einem Ak­
tionsbündnis zusammenfinden, um die politischen . 
Konsequenzen aus den Wahlerfolgen der Rechtsra­
dikalen zu ziehen. Diese können nicht nur darin be­
stehen, opportunistisch Felder und Positionen der 
Rechtsradikalen zu besetzen, wie dies die CDU -
bisher vergeblich - versucht hat. Bei allen sonstigen 
Meinungsverschiedenheiten demokratischer Kräfte 
in unserer Gesellschaft muß das Grundprinzip der 
Demokratie, das Gleichheitsprinzip, Leitmotiv allen 
politischen Handelns sein. 
Notwendig ist auch eine radikale Aufklärung über 
die undemokratischen politischen Ziele der Rechts­
radikalen, die gerade in Folge ihres rigiden Kapita­
lismusverständnisses keine Hoffnung für die darstel­
len, die sie überwiegend gewählt haben. Es darf kein 
nachgeben gegenüber der Agitation Rechtsradikaler 
geben, um sie nicht als erfolgreich und als Alternati­
ve zu bestätigen, sondern es müssen alle, vor allem 
Ausländer in Schutz genommen werden, die bedroht 
sind. 
Es bedarf aber auch einer Umkehr in der Wirt­
schafts- und Sozialpolitik, indem ökologische und 
soziale Gesichtspunkte absolute Priorität genießen. 
Dies muß•einhergehen mit der Demokratisierung al-



Ier Bereiche unserer Gesellschaft. Die Massenar­
beitslosigkeit muß beseitigt und der Sozialstaat wie­
der hergestellt werden. Es ist insbesondere eine Ar­
beitsmarktpolitik zu betreiben, die für Jugendliebe 
Ausbildungs-, Arbeits- und Lebensperspektiven 
eröffnet. Die öffentliche Wohnungsbaupolitik ist an 
den tatsächlichen Bedürfnissen neu zu orientieren, 
um die Wohnungsnot zu beseitigen. Die Umwelt ist 
lebenswert zu erhalten und Arbeit und Technik so­
zial zu gestalten. Die Gleichstellung von Frauen in 
allen Lebensbereichen ist endlich zu realisieren und 
die Integration und Anerkennung von Ausländern, 
die bei uns leben, voranzutreiben. 

Politische Entscheidungen müssen insgesamt trans­
parenter gestaltet werden. Es müssen gesellschaftli­
che und materielle Bedingungen geschaffen werden, 
die die Teilhabe des Einzelnen am sozialen und poli­
tischen Leben ermöglichen. Nur so kann auch dem 
nationalistischen Identitätsangebot Rechtsradikaler 
auf Dauer begegnet werden. 

Rechtsradikale und faschistische Organisationen ha­
ben keinen Anspruch auf demokratische Rechte. 
Diese Rechte haben sie in den Jahren von 1933 bis 
1945 endgültig und für immer verwirkt. 
Hartmut Schutz 

Rechtsextreme 
In der BRD ist die weitere Zunahme von Rechtsex­
tremen festzustellen, während im östlichen Bereich 
ein Umdenken in Richtung Freiheit und Demokra­
tie Eingang findet. 
Immer dreister bewegen sich die Unbelehrbaren bis 
hin zur internationalen Ebene. So versucht der eng­
lische „Historiker" David lrvings, nicht ohne Hörer­
schaft in Österreich auf seine Art Geschichte zu ma­
chen: ,,In den KZ hat es doch gutes Essen gege­
ben ... " , wie die Wiener Neue Arbeiterzeitung am 8. 
November 1989 berichtet. Diese Vortragsreihe soll­
te über den langjährigen FPÖ-Abgeordneten Otto 
Srinzi in weiten Teilen Österreichs fortgesetzt wer­
den. Auf Veranlassung des Dokumentationszen­
trums des österreichischen Widerstandes wurde 
Strafanzeige wegen „Wiederbetätigung" erstattet. 
Inzwischen hat die Österreichische Justiz Haftbefehl 
gegen lrvings erlassen. Dieser setzte sich in die Bun­
desrepublik ab. 
Wir müssen aus dem Verfassungsschutzbericht der 
Bundesrepublik von 1988 entnehmen, daß sich die 
Zahl der Mitgliederschaften in rechtsextremisti­
schen Organisationen von 1979 - 1988 um ca. 1/3 
erhöht hat, besonders bei den „National Freiheitli­
chen", und die Zahl der extremistischen Zeitschrif­
ten zunimmt. 
Die Nationalsozialisten streben einen großdeut­
schen Führerstaat an, wenn zur Zeit auch noch er­
folglos. Immer wieder werden von FAP-Anhängern 
Gewaltakte provoziert, insbesondere gegen in 
Deutschland lebende und arbeitende Ausländer: 
,, Wir wollen keine Drückeberger und keine Faulen­
zer, schon gar nicht Ganoven aus aller Welt ... " 
Die Kühnen-Anhänger und die Nationale Front un­
ter Führung von Meinolf Schönborn haben zum Ziel 
die Errichtung eines gesamtdeutschen „Volksstaates 
in einem gesicherten und geeinten Lebensraum", 
kein Kindergeld für Ausländer, keine Einbürgerung 
und die schrittweise Ausweisung als Ausländer. 

Die Arbeitsgemeinschaft nationaler Verbände/Völ­
kischer Bund will Deutschland von „US- und frem­
drassigen Einflüssen" befreien. 
Ihr Führer Peter Naumann wurde am 14. Oktober 
durch das Oberlandesgericht Frankfurt zu einer 
Freiheitsstrafe von vier Jahren und sechs Monaten 
verurteilt. Er wurde für schuldig befunden, 1978 in 
Rom einen Sprengstoffanschlag begangen zu haben 
und eine rechtsterroristische Vereinigung 1982 ge­
gründet zu haben. 
Die „Nationalsozialistische-Deutsche-Arbeiter-Par­
tei," , Auslands- und Aufbauorganistion (NSDA­
P-AO), gibt es wieder in Stützpunkten im In- und 
Ausland (illegal), und einer ihrer Propagandaleiter 
Gary Rex Lauck in Lincoln/Nebraska führt als Sym­
bol die alte Nazi-Fahne mit dem Hakenkreuz. 

So gibt es ähnliche Gebilde in der Bundesrepublik 
unter Manfred Röder und Frau Schwarzenborn 
(Schwalm-Eder-Kreis) und in dem in Dänemark le­
benden 70.jährigen Thies Christorsen, der NS-Ge­
dankengut in Schriften verbreitet. Er leugnet ent­
schieden den Mord an Juden im „Dritten Reich" . 
So gibt es noch die DVV-Liste D - Deutsche Volks­
union in Bremen, die NPD mit ihren verfassungs-. 
feindlichen Zielen u.a. 
Hinweisen muß man auch auf die auflagenstarken 
Zeitungen „Deutscher Anzeiger" und „National­
zeitung", die ungeschoren ihre Hetze wie „Wie 
Weizsäcker das eigene Volk verteufelt" betreiben. 
Letzlich gibt es noch das Organ der NPD, ,,Der Bis­
marck-Deutsche", mit den Schlagzeilen „Zionisti­
scher Terror - Israel kann für uns Deutsche kein 
Vorbild sein." 

Nicht zu übersehen sind die ausländischen Extremi­
sten-Gruppierungen, die ihre fundamentalistischen 
Auffassungen hier zu verbreiten suchen. 
Alles in allem: Wehret diesen Anfängen! 
Heinrich L. Bode 

Der Rechtsstaat ist nicht zu erschüttern 
Der brutale Mord an Alfred Herrhausen am 30. No­
vember in Bad Homburg traf nicht nur einen her­
ausragenden Repräsentanten der Wirtschaft, son­
dern sollte den Staat und dessen Vertreter verunsi-

ehern. Die von der Roten Armeefraktion (welch un­
sinniger Name) erwartete Verschärfung der Sicher­
heitsgesetze sollte belegen, daß die Bundesrepublik 
nicht auf demokratischen Grundlagen fußt, sondern 
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von einem militärisch-industriellen Komplex be­
herrscht wird. Das besonnene Verhalten der Bun­
desregierung und insbesondere des Innenministers 
Wolfgang Schäuble demonstriert abt:r, daß dieses 
Ziel der RAF nicht erreicht wurde. Innenminister 
Schäuble bekennt in einem Interview mit dem Spie­
gel ausdrücklich: ,,Die Terroristen können letzlich 
unseren Rechtsstaat nicht erschüttern." An diese 
Position ist zu erinnern, wenn von verschiedenen 
Seiten eine Änderung der Gesetze verlangt wird. 
Der demokratische Staat darf sich nicht von Terrori­
sten dazu zwingen lassen, sich zur Unkenntlichkeit 
seiner demokratischen Basis zu verändern. Im Un­
terschied zu den 70er Jahren hat der Generalbun­
desanwalt Kurt Rebmann deutlich ausgesprochen, 
daß die inneren Gesetze völlig ausreichend sind, um 
solche irrsinnigen Straftaten zu verfolgen und zu 
ahnden. 
Die Täter sind und bleiben aber eine überaus ge­
fährliche Gruppierung. Die Serie von Attentaten 
belegt ihre völlig verquere unmenschliche Ideologie, 
mit Morden Politik machen zu wollen . 1974 töten 
sie Günter von Drenkrnann, 1975 Heinz Hillegaart 
und Andreas von Misbach, 1977 wurden Siegfried 
Buback, Jürgen Ponto und Hans Martin Schleyer er­
mordet. 1981 war Heinz Herbert Karry, 1985 Ernst 
Zimmermann Opfer der terroristischen Bande. Karl 
Heinz Beckurts und Gerold von Braunrnühl wurden 
1986 Opfer ihrer Anschläge. 
Bekannt ist auch, daß die RAF internationale Kon­
takte zu ausländischen Gruppen gleichen Coleurs 
unterhielten und wohl noch unterhalten. So zur 
französischen Gruppe Action directe, der belgischen 
Gruppe Communistes Combattantes, der portugie­
sischen Forces populares 25 de abril , der revolutio­
nären Gruppe Internationale Solidarität Christos 
Kasirnis ~n Griechenland und den Roten Brigaden in 
Italien. 
Aber all diese Erkenntnisse dürfen uns nicht dazu 
verleiten, in Stammtischmanier als vorschnelle Rat­
geber den Rechtsstaat außer Kraft setzen zu wollen. 
Regierung und Behörden haben nicht untätig zuge-

sehen. Diese Republik hat mit vielen Mitteln - oft 
bis zum Rande des Rechtsstaats - sich gewehrt. Sie 
läßt sich nicht wie die Weimarer Republik aushöh­
len. Zu diesen Mitteln gehörten die Verschärfung 
des§ 129, die Separation von Häftlingen, der Aus­
schluß von Verteidigern, die Einführung des Kon­
taktsperregesetzes, die Rasterfahndung, die Versu­
che mittels V-Männer in die RAF-Struktur vorzu­
dringen, das Kontaktsperregesetz u.a. mehr. Aber 
der rechtliche und krirninaltechnische Rahmen ist 
noch keine hundertprozentige Garantie für Fahn­
dungserfolge. Selbst eine Belohnung von 4 Millio­
nen Mark oder die Kronzeugenregelung kann nicht 
garantieren, daß die Täter umgehend festgenommen 
werden können. Besserwisserische Kritik stört eher 
die Verfolgungsaktivitäten, als daß sie nützt. Und 
wenn Georg Tandler von der CSU meint, daß jetzt 
der Menschenschutz vor dem Datenschutz rangiere, 
unterstellt er, daß jener, der für den Datenschutz sei, 
gegen den Schutz des Menschen sei. 
Dieser Staat lebt aus einem breiten Konsens heraus. 
Und dieser besteht u.a. darin, daß sich alle demo­
kratischen Parteien in jenen Stunden und Tagen die­
ser tragischen Ereignisse einig sind, die Feinde der 
Demokratie mit demokratischen Mitteln zu be­
kämpfen. Der Grundkonsens besteht ferner darin, 
daß die demokratischen Parteien den Ermittlungs­
und Strafbehörden ihr uneingeschränktes Vertrauen 
aussprechen und ihre Unabhängigkeit respektieren. 
Aus solchen Situationen schlagen sie nicht innerpo­
litisches Kapital, sondern bilden eine große Koali­
tion der Abwehr. Dieser Staat lebt vom Vertrauen 
der Bürger, und der Bürger erwartet einen Staat, 
dem er vertrauen kann. Nur die extremsten Kräfte 
möchten dieses Gleichgewicht gegenseitigen Ver­
trauens zerstören. Da wir aber einen funktionieren­
den Rechtsstaat haben, benötigen wir weder einen 
law and order Staat, der die Freiheit des Einzelnen 
total einschränkt. Noch lassen wir uns von denen 
auseinanderdividieren, die ihren Irrsinn für revolu­
tionären Sinn verkaufen wollen. 
A. Matwejew 

Briefe und Meinungen 

Der Novembennonat 

Der November ist fast schon so etwas wie ein 
Schicksalsmonat der Deutschen Geschichte. Erin­
nern wir uns kurz: Am 17. November 1890 wurde 
die Generalkommission der Gewerkschaften 
Deutschlands gegründet. Die Kieler Matrosen be­
gannen am 3. November 1918 ihren bewaffneten 
Aufstand, der den Deutschen Kaiser am 9. Novem­
ber zum Rücktritt zwang und am 10. November 
1918 zur Bildung des Rates der Volksbeauftragten 
führte . Zwei Tage später, am 12. November prokla­
mierte der Rat der Volksbeauftragten den 8-Stun­
den-Tag, ein historisch bedeutender Fortschritt. Ein 
Jahr später, am 29. November 1919, verabschiedete 
die Nationalversammlung das Betriebsrätegesetz, 
das ein Fundament für einen sozialen, demokrati­
schen Rechtsstaat darstellte. 
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Der November war aber auch ein Schreckensmonat. 
Vom 8. auf den 9. November 1923 putschte Adolf 
Hitler in München. Dies war dann auch ein unmit­
telbarer Anlaß, das Reichsbanner Schwarz-Rot­
Gold Anfang 1924 in Magdeburg zu gründen. Nach­
dem die Nationalsozialisten 1933 an die Macht ka­
men, demonstrierten sie sofort ihre unmittelbaren 
Absichten. Einer der Höhepunkte ihrer anti-jüdi­
schen Einstellungen gegenüber unseren Mitbürgern 
war das Novemberpogrom vom 9. November 1938. 
Die jüdischen Synagogen wurden geschändet und 
angesteckt, tausende von jüdischen Mitbürgern wei­
ter entrechtet und verhaftet. Der 9. November war 
das deutlichste Mentekel für das, was die Nazis 
„Endlösung" nannten. Aller Welt demonstrierte 
Hitler seine mörderischen Absichten. Dieser Tag 



darf in der Deutschen Geschichte nicht vergessen 
werden. 
Nach dem 2. Weltkrieg demonstrierte die Arbeiter­
schaft am 12. November 1948 ihre Stärke und Ent­
schlossenheit. Fast 12 Millionen ·Arbeitnehmer 
streiken in der Bi-Zone für soziale Gerechtigkeit, 
Sozialisierung und Mitbestimmung. Der Neuanfang 
war so auch ein Neuanfang durch die Wahrnehmung 
demokratischer Rechte der Bevölkerung. 
Ähnliches erleben wir nun in der DDR. Am 9. No­
vember öffnet die DDR die Grenzen nach Westen. 
Dies mußte sie tun, nachdem das demokratische En­
gagement der Bürger auf den Straßen und Plätzen in 

den Städten der DDR der SED-Regierung klar­
machte, daß sie kein Vertrauen der Bevölkerung be­
saß. 

Der 9. November ist aber bereits durch das Novem­
berpogrom von 1938 negativ in unserer Geschichte 
belegt. Bei aller Freude über den 9. November 
1989, wir sollten nicht vergessen, was mit diesem 
Datum auch verbunden ist. Für einen Deutschen 
Feiertag eignet sich dieses Datum gewiß nicht. Es 
gibt ja auch andere Tage, an denen man sich über 
diese positive Entwicklung freuen kann. 
A. Matwejew 

Kommentar 
Die Bürgerinnen und Bürger Polens, Un­
garns, der CSSR und der DDR erkämpfen 
sich tiefgreifende Reformen. Sie sind auf dem 
Weg in Richtung Demokratie, Rechtsstaat­
lichkeit und wirtschaftliche Umgestaltung. 
,,Wir sind das Volk", mußten sich die diktato­
risch nach den stalinistischen Prinzipien ar­
beitenden und handelnden bisherigen Regie­
rungen auf Massendemonstrationen anhören. 
Die Völker Polens, Ungarns, der CSSR und 
der DDR haben mit friedlichen Revolutionen 
die Umgestaltung ihrer Gesellschaften einge­
leitet. 
Wesentliche Voraussetzungen für diese fried­
liche Revolution waren 
- die Politik der Entspannung und der Zu­

sammenarbeit, die in der Schlußakte von 
Helsinki ihren Ausdruck gefunden hat, 

- die von früheren Bundesregierungen mit 
den Staaten des Warschauer Paktes ge­
schlossenen Verträge und die darauf beru­
hende Zunahme der Kontakte zwischen 
den Menschen, 

- und nicht zuletzt die von Generalsekretär 
Gorbatschow eingeleiteten politischen und 
wirtschaftlichen Reformen in der Sowjet­
union, die verbunden sind mit der Aner­
kennung des Rechts der Völker und Staa­
ten des Warschauer Paktes auf einen eige­
nen Weg. 

Ohne den Mut und den Willen nach Freiheit 
und Demokratie, die die Bürgerinnen und 
Bürger der betroffenen Staaten seit Wochen 
und Monaten beweisen, wäre die friedliche 
Revolution jedoch nicht möglich gewesen. 
Die Umgestaltung in den Ostblockländern 
steht erst am Anfang der Entwicklung. Tag­
täglich ergeben sich veränderte Situationen, 
werden Personen ausgewechselt, treten Re­
gierende, Parteifunktionäre, Gewerkschafts­
funktionäre u.a. von ihren Funktionen zu­
rück, werden neue Skandale aufgedeckt und 
neue Programme diskutiert. 
Bis jetzt haben sich die Militärs und Sicher­
heitskräfte, von anfänglichen Übergriffen ab­
gesehen, zurückgehalten. Das muß auch so 
bleiben, wenn die friedliche Revolution er-

folgreich zu Ende geführt werden soll. Zu die­
sem Erfolg, den wir den Menschen in Polen, 
Ungarn, der CSSR und der DDR von ganzem 
Herzen wünschen, müssen auch wir unseren 
Teil beitragen. Dabei ist es verständlich, wenn 
wir einen besonderen Schwerpunkt auf die 
Unterstützung der DDR legen. 
Dennoch müssen sich die anderen Ostblock­
länder ohne Angst vor einer Korrektur ihres 
Entwicklungsprozesses aus einer falsch ver­
standenen Neubestimmung der Nachkrieg­
sordnung entwickeln können. Das heißt z.B. 
konkret, daß wir die polnische Westgrenze als 
endgültig anzuerkennen haben . 
Die Diskussion um die „Wiedervereinigung" 
führt auf einen falschen Weg. Eine Wieder­
vereinigung in den Grenzen von 1937 gefähr­
det den Bestand anderer Gesellschaften und 
konkret Polens. 
Das Ziel, die Teilung Deutschlands auf dem 
Wege einer Vertragsgemeinschaft zu über­
winden, ist ohne Abstriche unterstützenswert. 
Dieses Ziel ist aber nur im Rahmen der Über­
windung der Teilung Europas zu erreichen. 
Der Prozeß der schrittweisen Herstellung von 
mehr Gemeinsamkeit zwischen den beiden 
deutschen Staaten, ·einschließlich der Bildung 
gemeinsamer Institutionen, darf nicht zu ei­
ner neuen Instabilität in Mitteleuropa führen. 
Weder die Partner im Westen noch die Part­
ner im Osten dürfen dabei überfordert wer­
den. 
Deshalb muß dieser Prozeß eingebettet sein 
in weitreichende Abrüstungsschritte, in die 
entschlossene Weiterführung des Binnen­
marktprojektes und in einen von der EG 
koordinierten Plan der wirtschaftlichen Un­
terstützung Osteuropas. 
Wir alle freuen uns über die Öffnung der 
Grenzen der DDR. Damit sind neue Kontak­
te zwischen den Menschen beider Deutscher 
Staaten sowie neue Formen der kulturellen, 
politischen und gesellschaftlichen Zusam­
menarbeit möglich. 
Die jetzt eingeleitete Entwicklung wird zu ei­
ner völligen Normalisierung der Verhältnisse 
führen , wenn im nächsten Jahr die Volkskam-
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mer der DDR in demokratischen, freien und 
geheimen Wahlen gewählt wurde und durch 
sie eine Regierung gewählt wird, die dann das 
Vertrauen der Mehrheit des Volkes der DDR 
genießt. 
Wir sollten aber auch nicht vergessen, daß 
sich viele Menschen in unserem Teil Deutsch­
lands das Herz an der DDR wärmen und die 
tatsächlichen Probleme kaum noch sehen. Es 
geht nicht nur um Entwicklungsprozesse in 
der DDR. Die bei uns immer noch vorherr­
schende Massenarbeitslosigkeit, die Woh­
nungsnot, Umweltprobleme, Sozialabbau und 
anderes mehr dürfen nicht mit deutsch-deut­
scher Politik verdrängt werden. Sie sind mit 
allen Mitteln zu bekämpfen. 
Politiker der Bundesrepublik Deutschland 
sind unehrlich, wenn sie einerseits für freie 
Gewerkschaften in der DDR oder in Polen 
eintreten, andererseits aber die Gewerk­
schaftsrechte in unserem Land beschränken 
und für Aussperrung stehen. 
Die Menschen aus der DDR, die bisher ihr 
grundsätzlich verbrieftes Recht der Übersied-

Zu Briefe und Meinungen Heft 3/1989 
Umstrittener Aufruf 

Es war gut, daß das „Reichsbanner" zum Aufruf der 
IG-Metall-Jugend Stellung genommen hat. Der Be­
griff Pazifist wäre noch eindeutig zu erläutern, denn 
nicht die Verweigerung der höchsten Pflicht eines 
für Freiheit und Recht eintretenden demokratischen 
Bürgers dient dem pacem facere - Frieden machen, 
sondern die Stärke der Wehrbereitschaft, so daß mit 
Recht die wahren Pazifisten unter den Soldaten zu 
suchen sind, insbesondere den alten Frontsoldaten, 
denn sie haben erlebt, was Krieg bedeutet, um den 
Wert der Friedenserhaltungspflicht in ganzem Um­
fang ermessen zu können, ganz abgesehen davon, 
daß die „Friedensbewegungen" (Ostermärsche, 
Deutsche Friedensunion, Deutsche Friedensgesell­
schaft-Vereinigte Kriegsdienstgegner, Komitees für 
Frieden, Abrüstung und Zusammenarbeit usw.) or­
ganisatorisch völlig in der Hand kommunistischer 

lung in die Bundesrepublik wahrgenommen 
haben, oder noch wahrnehmen wollen, sollten 
die bei uns vorherrschenden Probleme nicht 
übersehen, sondern in ihre weitere Entschei­
dungsfindung ausdrücklich einbeziehen. Viele 
der Gründe, die Menschen aus der DDR bis­
her bewogen haben in die Bundesrepublik 
Deutschland überzusiedeln, sind mittlerweile 
entfallen. Auch deshalb ist es notwendig, sol­
che Entscheidungen nochmals genauestens zu 
überprüfen und gegebenenfalls zu revidieren. 
Die Demokratiebewegung in der DDR ist 
darauf angewiesen, daß die Menschen in der 
DDR bleiben und an der Umgestaltung aktiv 
mitarbeiten. 

Wir werden in den nächsten Wochen und Mo­
naten noch sehr oft die Entwicklung in den 
Ostblockländern in den Schlagzeilen unserer 
Medien dargestellt finden. Wir wünschen uns, 
daß die Schlagzeilen positiv bleiben und die 
notwendigen Demokratisierungsprozesse er­
folgreich abgeschlossen werden. 
Karl-Heinz Jungmann 

Funktionäre liegen, wie alle Verfassungsschutzbe­
richte eindeutig nachweisen. 

Ausgesprochen falsch kommentiert ist aber, von ei­
ner Alternative zu sprechen, d.h. , von einer Wahl­
möglichkeit zwischen Wehr- und Ersatzdienst. § 12a 
Grundgesetz kennt nur eine Wehr- und Dienst­
pflicht, wobei zu letzterer ausschließlich Bundes­
grenzschutz oder Zivilschutzverband zählen. Der 
Ersatzdienst ist nur eine individuelle Ausnahme aus 
Gewissensgründen, wobei die Praxis leider oft zu 
„gewissen Gründen" führt, wie ich aus der eigenen 
Verwandtschaft weiß. Das Reichsbanner Schwarz~ 
Rot-Gold/Bund aktiver Demokraten kann sich da­
her grundsätzlich nur mit dem Wehrdienst identifi­
zieren. 
Siegfried Keiling 

Aus der Geschichte lernen 

Allgemeine jüdische Wochenzeitung 
(Auszug 6. Oktober 1989) 
Dank für ehrlichen Willen zur Verständigung 

„In Anerkennung seines vorbildlichen Engagements 
für die Belange der jüdischen Gemeinschaft" wurde 
Dr. h.c. Walter Hesselbach mit dem Ehrensiegel in 
Silber der jüdischen Gemeinde Frankfurt, die höch­
ste Auszeichnung, ausgezeichnet. In seiner Laudatio 
betonte Ignaz Bubis, man müsse, um den Bankier 
Hesselbach zu würdigen bis zu seiner Geburt am 20. 
Januar 1915 und auf sein Elternhaus zurückgehen. 
Der Vater und die Mutter seien ein Diener-Ehepaar 
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im Hause des Bankiers Dreyfuss gewesen. Dort ha­
be immer ein vertrauensvolles, menschliches Ver­
hältnis zwischen beiden sozial ungleichen Familien 
geherrscht. 
Das Miteinander habe Hesselbach geprägt, ebenso 
das sozialdemokratische Elternhaus. 
Walter Hesselbach beeindruckt von der Feierstun­
de, man habe ihn für etwas geehrt, was selbstver­
ständlich sei. 



Wir bringen nachstehend die Erwiderung von Wal­
ter Hesselbach: 

Walter Hesselbacb 
Dankrede - Verleihung des Ehrensiegels in Silber 
der jüdischen Gemeinde Frankfurts am 18. Septem­
ber 1989. 
.. . seit Tagen denke ich an diese Stunde, in der ich für 
etwas geehrt werden soll, was selbstverständlich 
war, was meinem Leben Inhalt gegeben hat und gibt 
und wofür ich dankbar bin. 
Ich bin in dieser Stadt geboren, meine Eltern stan­
den ihr Leben lang in Diensten einer jüdischen Fa­
milie, ja, sie waren fast ein Teil dieser Familie. Ich 
bin im Frankfurter Westend im Bereich der jüdi­
schen Gemeinschaft groß geworden. Viele meiner 
Jugendfreunde waren Juden; der Augenarzt, der 
praktische Arzt und der Kinderarzt, die mir noch 
heute unvergeßlich sind, waren Juden. Der erste 
verehrte Klassenlehrer, der uns in Französisch und 
Deutsch unterrichtete, war Jude. Bei Martin Buber 
hörte ich in der Universität. Mit meinem besten 
Freund war ich einige Zeit - etwas illegal - Mitglied 
von Paole Zion. Ich habe mich dort wohlgefühlt. 
Dies alles schien uns nichts besonderes zu sein. 
Antisemitismus war für uns ein törichtes Überbleib­
sel vergangener Zeiten, so wie Hexenglaube und 
Teufelsaustreibung. Wir hatten uns geirrt! 
Zwischen meiner Jugend und heute liegen nun 6 
Jahrzehnte. Jahre der Hoffnung in der Weimarer 
Republik - und dann Jahre der Verzweiflung, der 
Angst, der Not und der Scham - und dann die Jahre 
des zögernden neuen Beginnens, der stürmischen 
wirtschaftlichen Entwicklung, der neuen Hoffnung 
und nun wieder die erwachende Skepsis, ob wohl die 
Freiheit, die Menschenwürde und die Menschlich­
keit gesichert seien, ob der Ungeist nicht wieder auf­
erstehe. 
1932 zeichnete sich ab, was kommen würde, und am 
30. Januar 1933 waren die Gleise gelegt, die in die 
Barbarei, in den Holocaust, in Krieg und Vernich­
tung führten. 
Viele meiner jüdischen Freunde gingen ins Ausland, 
in die Schweiz, nach Frankreich, in die USA und 
nach Palästina. Viele gerieten aber auch in die Lager 
der Henker. 
Die meisten wollten es anfangs nicht wahrhaben, 
was begonnen hatte. Juden nicht und Deutsche 
nicht. Doch es dauerte nicht lange, bis es spürbar 
und sichtbar wurde, was über uns gekommen war. 
Doch niemand rührte sich, das Unheil aufzuhalten; 
im Inland nicht und im _Ausland nicht. 
,;Das haben wir nicht gewollt", mag für viele Deut­
sche stimmen. ,,Das haben wir nicht gewußt", 
stimmt nicht für die Mehrheit. Die Menschenwürde 
der Juden wurde von Beginn an, für jeden sichtbar, 
mißachtet. Dies steigerte sich dann bis ins Unfaßba­
re. 
Für viele zerbrach 1933 eine Welt, auch für mich. 
Aus dem Kreis meiner politischen Freunde, meiner 
Partei, aus dem Reichsbanner und der Arbeiterju­
gend wurde versucht, Widerstand zu organisieren. 
Gelegentlich konnte man da und dort jüdischen 
Freunden helfen, der Festnahme zu entgehen und 
über die Grenze zu entkommen. In den Kriegsjah-

ren gelang es hie und da, den Henkern ein Schnipp­
chen zu schlagen. Es war wenig, was wir tun konn­
ten, zu wenig; es hätte mehr sein müssen. Es gab 
auch Stunden der Angst, der Feigheit und der Resi­
gnation. Nur mit Scham kann man sich an vieles 
erinnern. Die große Mehrheit des volkes fühlte sich 
von der Diktatur nicht vergewaltigt. Man billigte 
nicht alles, aber „wo gehobelt wird, da fallen Spä­
ne". Das war die entschuldigende Redensart. Und 
doch gab es auch tapferen Widerstand kleiner Grup­
pen aus allen Schichten. Diese kleinen Widerstands­
gruppen und einzelne aufrechte Menschen sind die 
Rettungsbojen unserer jüngeren deutschen Ge­
schichte. Die großen Verbände, auch die Kirche, die 
Reichswehr, die Juristen: sie alle schwammen mit im 
trüben Strom. Sie haben nicht nur versagt; sie wur­
den mitschuldig. 
Es war fast wie ein Wunder, daß nicht alle Fäden zu 
jüdischen Freunden zerrissen. 
Und diese wenigen Verbindungen waren es dann 
auch, die am Ende des Grauens die Möglichkeit ei­
nes neuen Dialogs boten. 
Heute im September 1989 denken wir 50 Jahre zu­
rück: 
Der große Krieg begann. 
Von September 1939, nach 6 Jahren Hitlerei, dau­
erte es weitere 6 unendlich lange Jahre, bis die Dik­
tatur zerbrach. Wir wußten während des Krieges 
nicht, wie lange es noch dauern würde. Es war eine 
Zeit, in der der wachsende Schrecken jede Phantasie 
übersteigt. 
Im September 1939 begann die Ausrottung der pol­
nischen Intelligenz und die Vernichtung der Juden 
in Polen. Auschwitz, Treblinka, Maidanek sind Orte 
des Todes und der Qual. Diese Namen erzeugen 
noch heute ein Schaudern. Es folgten im Kriegsver­
lauf die Judenverfolgungen und Vernichtungen in 
Frankreich und Belgien, in den Niederlanden, wo 
sich die Bevölkerung zum Teil tapfer dagegen wehr­
te. Mit dem Krieg in Rußland begann die Ausrot­
tung der Juden in vielen Orten im sowjetischen Be­
reich, vor aJlem im Baltikum. Die Juden wurden wie 
Vieh zusammengetrieben; Männer, Frauen unc:i 
Kinder wurden erschlagen und erschossen. Die SS 
und ihre Helfer wateten buchstäblich im Blut. Tau­
sende von Soldaten haben dies gesehen, doch Zu­
hause verschloß man die Ohren. Greuelpropaganda 
des Feindes nannte man es. 
Erst 1945 im Frühjahr ging es dann zu Ende mit der 
Schreckensherrschaft. Niemand erwartete einen 
schnellen Aufbau des zerstörten Landes, auch mein­
ten wir, der Nazismus würde nie wieder auferstehen. 
Beides war ein Irrtum: Der Aufbau ging schnell mit 
Hilfe des Marshall-Planes voran - der Nazismus aber 
war nicht tot. 
Der neue deutsche Staat organisierte sich. Mit Hilfe 
der Allierten - vor allem den USA - wurde die neue 
deutsche Republik gegründet. Im Osten schuf die 
UDSSR ein zweites deutsches Staatsgebilde. 
Die ersten Kontakte, die ich damals suchte, waren 
die Verbindungen zu den Displaced-Persons in 
Frankfurt, zu jüdischen Freunden in den USA, in 
Südamerika und in Palästina. Erst waren es Briefe, 
denn waren es Begegnungen. Ich war überzeugt, daß 
am Beginn des neuen Anfangs in Deutschland der 
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Versuch stehen müsse, einen Dialog mit jüdischen 
Menschen zu beginnen. Ohne dies konnte es keinen 
Zutritt der Deutschen zur Gemeinschaft der freien 
Völker geben. Es war fast wie ein Wunder, daß un­
ser zögernder Versuch von jüdischen Freunden -
hier und in Israel - akzeptiert und unterstützt wurde. 
Namen wie Adenauer, Ben Gurion, Franz Böhm, 
Willi Richter, Carlo Schmid, Otto Brenner, Willy 
Brandt, Felix Shinar und dann auch Akiva Lewins­
ky, Pauls, Asher Ben Natan, Annemarie Renger, 
Fritz Naphtali , Aharon Becker, Eilam, Pinchas Sa­
pir, Josephtal, Teddy Kollek, stehen als Beispiel für 

viele andere. Und ich bin froh , daß ich nach langem 
Bemühen auch Goldas Unterstützung gewinnen 
konnte. Das hat uns sehr geholfen. Bei der „Samm­
lung des Volkes" wollte ich ihr helfen. 
Wissen und anerkennen die Deutschen eigentlich, 
was ihnen - nach allem was geschehen war - mit der 
Aufnahme der Gespräche von den Juden gegeben 
wurde? Ich fragte es mich oft und ich wünschte es 
sehr, daß man begreift, was dies bedeutet bat für das 
deutsche Volk. 
Auch in der Stadt Frankfurt war die Mitarbeit der 
jüdischen Gemeinschaft beim Wiederaufbau von 
entscheidender Bedeutung. Frankfurt war einst 
Zentrum einer der größten, kulturell wie wirtschaft­
lich lebendigsten jüdischen Gemeinden in Deutsch­
land. Frankfurter Juden spielten in der Kultur, in 
den Wissenschaften und in der Wirtschaft eine maß­
gebliche Rolle. Ich weiß, wie schwer der Entschluß 
für viele war, zurückzukehren. Hannah Arendt bat 
es 1946 treffend formuliert: ,,Mir scheint" - schrieb 
sie an ihren Lehrer Karl Jaspers - ,,keiner von uns 
kann zurückkommen, nur weil man wieder bereit 
scheint, Juden als Deutsche oder was anzuerkennen; 
sondern nur, wenn wir als Juden willkommen sind" . 
So haben meine Freunde und ich es gesehen. Diese 
Menschen waren uns als Juden willkommen. So 
dachten wir alle von der Römer-Koalition, von Wal­
ter Kolb bis Wilhelm Fay. 
Nun stehe ich denn heute hier. Sehr geehrt und et­
was beschämt. Ich werde den begonnenen Weg fort­
setzen. Wir müssen handeln, bevor es zu spät ist zu 
bereuen, hat Willi Brandt einmal gesagt. Es ist un­
verändert wichtig, wir dürfen nicht stehen bleiben. 
Viele Brücken wurden gebaut : von den Universitä­
ten, von den Gewerkschaften, in Politik und Wissen­
schaft. Es ergaben sich viele neue menschliche Be­
ziehungen, vor allem bei jungen Menschen. Den­
noch sind die Schwierigkeiten in Israel unverändert 
groß. Der Weg ist steinig zum friedlichen Neben­
und Miteinander im Nahen Osten. Gewalt war nie 

eine gestaltende Kraft. Das Bemühen um Frieden, 
um Verständnis und Verständigung dürfen wir nicht 
aufgeben. 
Die Versuche, die israelischen Soldaten zu diskrimi­
nieren, sind leider nicht erfolglos. Der Terror der 
anderen Seite wird oft bagatellisiert. Hier haben wir 
richtig zu stellen, was falsch kolportiert wird. Wir 
haben zu vermitteln, wo wir können. Wir haben aber 
auch deutlich zu machen, auf welcher Seite wir ste­
hen. Hier darf kein Zweifel aufkommen. 

Auch in der Bundesrepublik ist nicht alles in bester 
Ordnung, trotz Konjunktur und Wohlstand, es 
wachsen rechtsextreme Strömungen mit populisti­
schen Parolen und Ausländerfeindlichkeit. Noch 
stehen unsere etablierten Parteien ziemlich fas­
sungslos vor diesem Phänomen. 
Noch besteht kein Grund, in Panik zu geraten über 
den Neonazismus. Es sollte aber auch kein Grund 
bestehen, die überwiegend erschreckenden Figuren 
dieser Bewegung täglich in den Medien vorzustellen. 
Zugleich sind aber auch bequeme Gleichgültigkeit 
oder intellektuelle Distanz fehl am Platz. Wir müs­
sen sie durch unser politisches und soziales Verhal­
ten in der Minderheit halten und ins Abseits stellen. 
Es wäre eine illusion zu glauben, Demokratie, Tole­
ranz und Aufklärung würden sich bei uns oder in der 
Welt unaufhaltsam ausbreiten. Unsere Demokratie 
ist unverändert anfällig gegenüber Haß und Ver­
blendung. Ein demokratisches, zivilisiertes Gemein­
wesen existiert nicht als Naturzustand. Es ist stets 
das Ergebnis sozialer und politischer Anstrengun­
gen. 
Wir wollen gemeinsam dafür sorgen, daß in diesem 
Land die Fähigkeit wächst, auch den zu akzeptieren, 
der anders denkt, und auch dem Zuneigung schen­
ken, der seine Eigenheiten nicht aufgeben will. Die 
Assimilation ist keine Voraussetzung guter mensch­
licher Beziehungen. 
Für geistige Freiheit und Mitmenschlichkeit gibt es 
nicht automatisch ein stabiles Gleichgewicht. Wer 
verhindern will , daß sich Rassismus und Ausländer:­
haß ausbreiten, muß ständig auf der Hut sein. Ras­
sismus und populistischen Scheinargumenten muß 
unerbittlich und entschieden entgegengetreten wer­
den. 
Es gibt in unserer Gesellschaft noch immer zu viel 
Willkür und Ungerechtigkeit und zu wenig Barm­
herzigkeit und einen zu geringen Respekt vor der 
Würde des Menschen. 
Das sollte uns mahnen, nicht zu schweigen, wenn 
Unrecht geschieht und vorbereitet wird. 

Reichsbanner intern 
Der Bundesl'orstand tagte 

Im November tagte in Frankfurt am Main der Bun­
desvorstand des Reichsbanners Schwarz-Rot-Gold. 
Neben dem Kassenbericht stand der Geschäftsbe­
richt des Bundesgeschäftsführers Karl-Heinz Jung­
mann auf der Tagesordnung. Er verwies u.a. auf die 
letzten Wahlergebnisse von NPD und „Republika­
nern". In diesem Zusammenhang wird die Notwen-
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digkeit des Reichsbanners, seine Wachsamkeit und 
seine Aktivität gefordert. Ferner behandelte der 
Bundesvorstand einen Einspruch gegen die letzte 
Landesdelegiertenkonferenz in Hessen und gab ihm 
statt. Anfang nächsten Jahres soll die Landesdele­
giertenkonferenz neu einberufen werden. Außer­
dem mußte sich der Bundesvorstand mit dem Pr-0-



blem beschäftigen, ob eine Mitgliedschaft in der 
EAP oder einer ihrer Unterorganisationen mit der 
Mitgliedschaft im Reichsbanner vereinbar sei. Wir 
dokumentieren hier kurz den Beschluß: Für unser 
Reichsbanner ist eine Mitgliedschaft oder Tätigkeit 
für die EAP oder ihr nahestehenden Organisationen 
und Einrichtungen, wie die „Patrioten für Deutsch-

Nachruf 

Nach kurzer schwerer Krankheit verstarb am 
16.10.1989 unser Kamerad Karl Peterrnann. 
Am 30.07.1923 wurde Karl Petermann in ei­
ner für die demokratische Entwicklung be­
wegten Zeit, die ein halbes Jahr später zur 
Gründung unseres Reichsbanners führte, ge­
boren. Nach dem Zusammenbruch des dritten 
Reiches und der Hitler-Diktatur, beteiligte 
sich der junge Karl Petermann aktiv am Auf­
bau unseres demokratischen Gemeinwesens 
durch sein Engagement in den Arbeitnehme­
rorganisationen, der Gewerkschaft und der 
SPD. 
Getragen vom y ertrauen seiner Kollegen bei 
den Hafenbetrieben der Stadt Frankfurt am 
Main, wurde er zunächst in den Personalrat 
gewählt und 1967 Gewerkschaftssekretär bei 
der Gewerkschaft ÖTV in Frankfurt am 
Main. Auch nach seiner Zurruhesetzung im 
Juli 1983, ließ sein Eintreten für die demo­
kratischen und sozialen Fragen nicht nach. Er 

5. Todestag 
Prinz zu Löwenstein 

Vor fünf Jahren - am 28. November 1984 - starb in 
Bonn der Bundesvorsitzende des Reichsbanners 
Schwarz-Rot-Gold Hubertus Prinz zu Löwenstein­
Wertheim-Freudenberg und Präsident des Freien 
Deutschen Autorenverbandes. Weltbekannt wurde 
er 1950, als er zusammen mit einigen Freunden die 
Insel Helgoland „besetzte", um die Briten zu zwin­
gen, die weitere Bombardierung der Insel einzustel­
len, die der Royal Air Force als Ziel diente und der 

land", unvereinbar. 
Bei Bedarf wird man Fragen der Unvereinbarkeit 
jeweils neu stellen müssen. 
Die nächste ordentliche Bundeskonferenz ist für den 
31. März 1990 in Frankfurt am Main vorgesehen. 
Dafür werden rechtzeitig die Einladungen vom Bun­
desvorstand an die Ortsgruppen herausgehen. 

setzte sich als Vorsitzender der gewerkschaft­
lichen Rentner und Pensionäre für eine weite­
re soziale Gestaltung der Bundesrepublik ein. 
Seiner gestaltenden Mitarbeit und Verdienste 
wegen, wählte ihn sein SPD-Ortsverein in 
Frankfurt am Main Ginnheim zum Ehrenvor­
sitzenden. 
Als Pressereferent des Ortsvereines Frankfurt 
und als Stellvertretender Pressereferent im 
geschäftsführenden Bundesvorstand unseres 
Reichsbanners, war es mit seine Aufgabe, die 
Idee und die Ziele des Reichsbanners in der 
Öffentlichkeit zu verdeutlichen und so weiten 
Bevölkerungskreisen nahe zu bringen. 
Bei allen die mit ihm in Verbindung standen 
war er nicht zuletzt seiner menschlichen Qua­
litäten wegen hoch geschätzt. 
Wir verlieren mit ihm einen aktiven Demo­
kraten. 
Ihm ein ehrendes Andenken zu wahren ist 
unsere Verpflichtung. 

völligen Vernichtung entgegensah. Die offizielle 
Rückgabe an die Bundesrepublik Deutschland er­
folgte dann 1952. Anfang November 1989 wurde er 
in Apulien posthum geehrt, und mit dem neuge­
schaffenen Preis für die Verdienste um die deutsch­
italienische Freundschaft - insbesondere wegen sei­
ner einschlägigen Arbeiten als Historiker - ausge­
zeichnet. 
Siegfried Keiling 

Nachrichten, Namen, Notizen 
Annemarie Renger 70 Jahre 
Erfüllt vom politischen Willen 
in unserer Demokratie. 

Annemarie Renger kommt aus dem Haus des Ar­
beitersports Fritz Wildung in Leipzig. 
Nach 1945 bewarb sie sich in Hannover bei Dr. Kurt 
Schumacher und wurde seine Sekretärin und als sol­
che auch die Stütze und Vertraute des schwer 
kriegs- und KZ-Geschädigten, und sie erlebte den 
Wiederaufbau der Sozialdemokratie nach 1945 in 
dem Land der Kriegsruinen. 
Vier Jahre hatte sie das zweithöchste Amt in der 
Bundesrepublik, des der Bundestagspräsidentin. Sie 

ist bis heute noch Bundestagsvizepräsidentin und 35 
Jahre SPD-Bundestagsabgeordnete. 
Auch die politisch Andersdenkenden würdigen ihre 
ausgleichende Art. 
Als Bewahrerin des politischen Erbes von Dr. Kurt 
Schumacher ist sie Vorsitzende der Dr. Kurt-Schu­
macher-Gesellschaft und darüber hinaus in vielen 
Gremien und Organisationen aktiv, so auch zur 
Deutsch-Israelischen Verständigung. 
Dem Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold ist Annema­
rie Renger verbunden - wir übermitteln alle guten 
Wünsche. 
Heinrich L. Bode 
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Der Bundesvorstand und die Redaktion 
wünscht den Mitgliedern und Lesern 

des Reichsbanners ein frohes Weihnachtsfest 
und ein glückliches Jahr 1990 

Sozialpolitik 

Im Jahre 1990 soll es weitere Leistungsverbesserun­
gen für Kriegs- und Wehrdienstopfer, für Opfer von 
Gewalttaten und für Impfgeschädigte geben. Für et­
wa 300.000 Witwen, die wegen der geringen Höhe 
ihres sonstigen Einkommens Ausgleichsrente bezie­
hen, ist eine Erhöhung dieser Leistung um minde­
stens 12,- DM vorgesehen. Für Witwen ohne sonsti­
ges Einkommen steigt der Erhöhungsbetrag auf bis 
zu 58.- DM. Der Berufsschadensausgleich für Be­
schädigte und der Schadensausgleich für Witwen soll 
ebenfalls erhöht werden. Schwerbeschädigte sollen 
von der Vollendung des 65. Lebensjahres an eine 
Alterserhöhung von monatlich 35.- DM zur Grun­
drente erhalten. Dieser Betrag soll für Beschädigte 
mit einer Minderung der Erwerbsfähigkeit um 70 
und 80 v.H . um 10.- DM monatlich und für Beschä­
digte mit einer noch höheren Minderung der Er­
werbsfähigkeit um 20.- DM monatlich angehoben 
werden, um der unterschiedlichen physischen Bela­
stung der Beschädigten Rechnung zu tragen. Be­
schädigten, die wegen der Schädigungsfolgen frem­
der Hilfe bedürfen, soll ein Teil der bisher gewähr­
ten Pflegezulage für den Ehepartner auch dann wei­
tergezahlt werden, wenn sie eine fremde Pflegekraft 
gegen Entgelt einstellen. Auch die Elternrente soll 
erhöht werden. Die Erhöhung wird bei Elternteilen 
zwischen 12.- und 58.- DM, bei Elternpaaren 18.­
bis 64.- DM betragen. Der bisherige Unfallschutz 

Zusammen 42 1 Jahre alt sind die Teilnehmer auf unserem Bild 
die sich angesichts der Jahres.1bschlußfeier de Frankfurte; 
Reichsbanners hier zusammen haben fo tografieren lassen. Unse­
re Zei tzeugen der Geschichte sind von links: Wilhelm Binder 
(93), Maria Jülg (80), Wilhelmine Facklan (83), und Philipp Em­
mer! (85). Es gratuliert Alfred Körner, der Vorsitzende des 
Frankfurter Reichsbanners, auch bereits 80 Jahre alt . 
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für Hinterbliebene und Begleitpersonen von Be­
schädigten soll erweitert und auf die Angehörigen 
von Schwerbeschädigten ausgedehnt werden. Au­
ßerdem sollen Pflegepersonen von Pflegezulage­
empfängern bei Kurmaßnahmen geschützt werden. 
Rund 65% der Neurentnerinnen des Jahres 1988 
wurden nach Angaben des Verbandes Deutscher 
Rentenversicherungsträger Kindererziehungszeiten 
angerechnet, im Schnitt für 2,4 Kinder, was zu einer 
Rentensteigerung von rund 63.- DM monatlich 
führte. Dabei ist schon berücksichtigt, daß Kinde­
rerziehungszeiten, wenn sie mit anderen Versiche­
rungszeiten zusammentreffen, nur teilweise, in Ein­
zelfäJlen auch überhaupt nicht zu einer Rentenerhö­
hung führen. Bei mehr als der Hälfte der Frauen mit 
Kindern wirken sich die Kindererziehungszeiten je­
doch in vollem Umfang rentensteigernd aus. Im 
Schnitt bekamen diese Frauen 69.- DM mehr Rente. 
Bei fast der Hälfte der Mütter führen die Kinderer­
ziehungszeiten immerhin noch zu einer teilweisen 
Rentensteigerung um gut 50.- DM. Lediglich bei 
1,4% der 1988 neu festgestellten Frauenrenten 
wirkten sich die Kindererziehungszeiten überhaupt 
nicht rentensteigernd aus. Dabei handelte es sich je­
doch um Frauen mit durchschnittlich 35 Versiche­
rungsjahren und damit einer für Frauen ungewöhn­
lich langen Versicherungszeit, die auch in der Regel 
eine überdurchschnittlich hohe Rente beziehen. 
Hartmut Schutz 
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